
Der furchtbare Krieg in 

der Ukraine geht nun 

schon ins vierte Jahr 

– und noch ist kein Ende in Sicht. 

Statt diplomatische Initiativen zu 

starten, dient sich die Berliner Re-

gierungskoalition weiterhin der 

Rüstungsindustrie an – dem ein-

zigen Wirtschaftszweig in Deutsch-

land, der in der Krise nicht wackelt, 

sondern im Gegenteil einen gro-

ßen Aufschwung erlebt. In diesen 

Krisenzeiten hat die Debatten-

kultur einen neuen Tiefpunkt er-

reicht: Nach »Klima-« und »Coro-

naleugnern« ist der »Putinfreund« 

zum neuen Feindbild avanciert. 

Also ein Mensch, der Sachlichkeit 

und Friedensliebe über ein mo-

ralisierend-simples Freund-Feind-

Schema stellt. 

In Thüringen bildet vor allem 

Innenminister Georg Maier die 

Speerspitze dieses »Schwarz-

Weiß-Denkens«. Auf seinem 

pseudoreligiösen Kreuzzug ge-

gen die Thüringer AfD – und 

nicht zuletzt auch gegen meine 

Person – steigerte sich Maier 

kürzlich in eine Spionagefanta-

sie hinein, die nur noch als ir-

rational und von persönlichem 

Hass geleitet interpretiert wer-

den kann: In ihren Anfragen 

an sein Ministerium arbeite 

die AfD eine »Auftragsliste des 

Kremls« ab, so Maiers wüste 

Mutmaßung. Nun sind diese 

Anfragen zu aktuellen Themen 

nicht nur Teil der legitimen 

Oppositionsarbeit – was Georg 

Maier aus seiner langjährigen 

parlamentarischen Tätigkeit be-

kannt sein dürfte –, sondern es 

steht seiner Behörde auch voll-

kommen frei, eine Antwort zu 

verweigern, sollte es Bedenken 

bezüglich der inneren Sicher-

heit geben. 

Auch wenn vereinzelte Akteu-

re der etablierten Politik die 

Behauptungen des Thüringer 

Innenministers sogleich eifrig 

wiederholten, blieb die bundes-

weite Reaktion darauf verhalten. 

Zu Recht: Noch nicht einmal das 

Innenministerium selbst konnte 

die Vorwürfe bestätigen, Maiers 

Kollegen im Bund hüllten sich 

in Schweigen. Zwar war es ihm 

erwartungsgemäß gelungen, die 

Aufmerksamkeit der Medien zu 

erringen, einen Beweis allerdings 

blieb er schuldig. Inzwischen 

wurden die Aussagen Maiers in 

einem Gerichtsurteil als »unbe-

legte Tatsachenbehauptungen« 

abgekanzelt. Die Richter am 

Landgericht haben Maier eine 

verdiente Ohrfeige erteilt und 

uns empfohlen, gegen ihn An-

zeige zu erstatten. Weiser machte 

dies Georg Maier indes nicht – so-

gleich verstieg er sich in die irrige 

Annahme, die AfD plane die »De-

portation deutscher Staatsbürger 

mit Migrationshintergrund«, 

was von uns nie gefordert wurde.  

Der Thüringer Innenminister 

mag zwar in seinem Auftreten 

auch über das heute übliche Maß 

ideologisch verblendet sein – er 

ist damit jedoch ein anschau-

liches Beispiel dafür, wie sehr 

überschäumende Emotionen, 

ein Mangel an pragmatischer 

Sachlichkeit und eine bedarfs-

geleitete Scheinmoral die Politik 

Deutschlands prägen. 

»Wenn es den Kaiser juckt, so 

müssen sich die Völker kratzen«, 

sagte einst Heinrich Heine, der 

damals schon erkannt hatte, wie 

die Launen der Mächtigen die 

Bevölkerung ins Unglück reißen 

können. 

Björn Höcke

Bitte lesen und weitergeben!	 Januar 2026

»Nur die Lüge braucht die 
Stütze der Staatsgewalt.
Die Wahrheit steht von

alleine aufrecht.«
— Thomas Jefferson —

Ausblick 2026
Das Jahr bringt große He-
rausforderungen: Wegen 
des undiplomatischen Agie-
rens von Merz & Co. steigt 
die Kriegsgefahr weiter – die 
AfD hält als Friedenskraft 
dagegen. Die geplante Wie-
dereinführung der Wehr-
pflicht beschäftigt ganz 
Deutschland – die anstehen-
den Musterungen junger 
Männer lassen einen künfti-
gen Einsatz in fremden Krie-
gen befürchten. 
Auch aus Thüringen wird die 
westliche Staatsschuldenkri-
se befeuert: Die Brombeer-
Regierung belastet unseren 
Freistaat mit einer histori-
schen Neuverschuldung. 
Für die aufgenommenen 
Schulden werden unsere 
Kinder und Enkel bezahlen 
müssen. Wenn wir regieren, 
werden wir das Prinzip der 
Generationengerechtigkeit 
durchsetzen – versprochen!
In Thüringen ist die AfD in 
Richtung absoluter Mehr-
heit unterwegs. Die Wähler 
sehnen sich nach einer wirk-
lichen Alternative zu den 
ununterscheidbar geworde-
nen Altparteien. Sie wollen 
echte Demokratie statt Mei-
nungsunterdrückung!

Kommentar von Björn Höcke

Neues vom roten
Lügenbaron
Neues vom roten
Lügenbaron

DER ABSTURZ
Verfassungsschutz-Chef
Kramer verurteilt

Gericht rügt
Innenminister Maier

Gewerkschaftsräume
der Polizei durchsucht

Das zurückliegende Jahr war geprägt durch die Skandale des 
Thüringer Innenministeriums. Die SPD befindet sich in den Umfragen 
im Sinkflug. Wann wird Georg Maier endlich entlassen? 

Hat wegen fortgesetzten Amtsmissbrauchs einen schlechten Leumund: Thüringens Innenminister Georg Maier.

         Sehen Sie hierzu 
die Rede im

Sonderplenum zur 
Ministeraffäre
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Auch unser kleines 

Thüringen lässt sich 

von der Berliner 

Politik bereitwillig in die große 

Weltpolitik hineinziehen. Denn 

was die Bundesregierung – ak-

tuell unter Friedrich Merz – in 

der Außenpolitik anrichtet, dem 

eifern die Landesregierungen 

unbeirrt nach. Um im Freistaat 

an der Machtausübung beteiligt 

zu sein, ignorierte die Spitzen-

kandidatin des BSW, Katja Wolf, 

sogar die kriegsskeptische Linie 

ihrer Bundespartei, so wie vor-

her der linke Ministerpräsident 

Ramelow: Nur zu gut erinnere 

ich mich daran, wie dieser zu 

Beginn des Konfliktes lautstark 

gegenüber der »Thüringer All-

gemeinen« einforderte, »man 

müsse eskalieren, bevor Putin es-

kaliert«. Ausgerechnet die tradi-

tionelle Thüringer Glasindustrie 

würde der Kriegsbegeisterung 

zum Opfer fallen – das begriff 

Ramelow erst, als ihn wegen der 

8.000 gefährdeten Arbeitsplätze 

harte Kritik traf. Sein Hilferuf 

an den damaligen Wirtschafts-

minister Habeck erfolgte viel zu 

spät – und Habeck ließ Thürin-

gen eiskalt hängen. Ein Stück 

Thüringer Geschichte starb. 

Denn zum Betrieb der Schmelz-

wannen ist vor allem eins in 

großen Mengen notwendig: 

Erdgas. Das sollte es nach dem 

Willen der Berliner Politik aber 

nicht mehr günstig aus Russ-

land geben, sondern von nun 

an kostspielig als Flüssiggas aus 

den USA herangeschafft werden. 

Anstatt sich für den Thüringer 

Mittelstand starkzumachen, 

gab Ramelow den lautstarken 

Außenpolitiker und ruderte erst 

zurück, als ein Proteststurm über 

ihn hereinschwappte. Doch es 

war bereits zu spät. Auch das von 

Ramelow vollmundig angekün-

digte Forschungsprogramm zur 

Umstellung auf elektrische Wan-

nen ist bislang nicht umgesetzt: 

Die jetzt in der Erprobungsphase 

stehenden Hybridwannen sind 

in der Anschaffung viel zu teu-

er, um eine Lösung für kleinere 

und mittlere Unternehmen zu 

bieten. Produktionen werden ins 

Ausland verlegt, Arbeitslosigkeit 

droht. 

Machen wir uns bewusst: Wenn 

in den Medien von Hunderten 

Arbeitsstellen die Rede ist, wel-

che im Zuge einer Krise abgebaut 

werden, dann sind das nicht nur 

Zahlen. So empathielos können 

es nur kriegsbegeisterte Ideolo-

gen betrachten. Vielmehr stehen 

dahinter die Schicksale und die 

Zukunft Tausender Thüringer 

Familien, die von niemandem 

gefragt wurden, ob sie die Kriegs-

begeisterung in Bund und Land 

mittragen wollen. 

»Ich dachte immer, jeder Mensch 

sei gegen den Krieg, bis ich her-

ausfand, dass es welche gibt, die 

dafür sind, besonders die, die 

nicht hingehen müssen.« Noch 

ein treffendes Zitat, diesmal ei-

nes des deutschen Schriftstellers 

Erich Maria Remarque. Die Na-

tionalsozialisten verbrannten sei-

ne Schriften, weil diese von den 

Schrecken des Krieges berichten 

und daher »schädlich« seien. 

Noch bis vor wenigen Jahren 

hätte sich wohl kaum jemand 

vorstellen können, wie sehr sich 

Deutschland noch einmal von 

Kriegspropaganda mitreißen 

lassen würde, nur weil die Ver-

antwortlichen glauben, diesmal 

auf der »richtigen Seite« der 

Geschichte zu stehen. Es werden 

dabei alle Register gezogen, die 

sich schon in der Vergangenheit 

bewährt haben, um jegliche Kri-

tik zum Schweigen zu bringen, 

von der Dämonisierung des Geg-

ners bis hin zur Diffamierung 

der Kritiker als »Vaterlandsver-

räter«. Es ist eine Wortwahl aus 

der Mottenkiste jener Vergan-

genheit, welche man doch voll-

mundig zu bekämpfen vorgibt. 

Junge Menschen, denen es nach 

Vorgabe linker Ideologen nicht 

gestattet war, eine positive Bin-

dung zu Deutschland und seiner 

Kultur aufzubauen, sollen plötz-

lich im Interesse Dritter zum 

Wehrdienst eingezogen werden, 

vorgeblich zur »Landesverteidi-

gung«. Dahinter muss der Ge-

danke um die Gründung einer 

Familie und auch die berufliche 

Zukunft zurückstehen. 

Völkerverständigung jedoch 

wird aus Pragmatismus und Ver-

nunft geboren – und aus jenem 

Handel, den wir im Interesse 

Deutschlands und Thüringens 

wieder aufnehmen müssen. Da-

mit im Freistaat endlich wieder 

ein wirtschaftlicher Aufschwung 

entsteht, der die Zukunft sichert. 

Das sollte unser politisches Han-

deln im neuen Jahr bestimmen 

– auch wenn unser Beitrag aus 

der Landespolitik dabei nur be-

scheiden sein kann. Es geht um 

die junge Generation, die nicht 

dem Krieg geopfert werden darf, 

und darum, für alle Bürger des 

Freistaats eine lebenswerte Zu-

kunft zu gestalten. Unsere Hoff-

nung, aus Thüringen heraus 

etwas in die richtige Richtung 

bewegen zu können, dürfen wir 

uns nicht nehmen lassen! 

Björn Höcke

»Ich dachte immer,
jeder Mensch sei 
gegen den Krieg,

bis ich herausfand, 
dass es welche gibt, 

die dafür sind,
besonders die,

die nicht hingehen 
müssen.«

— Erich Maria Remarque —

Muss es dazu kommen?

Thüringen 
               im Krieg

Sämtliche 
Social-Media-Kanäle 
finden Sie unter:

         Sehen Sie hierzu
die Plenarrede

von Björn Höcke
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F ür Familie Neumann 

aus einem kleinen Ort 

bei Weimar beginnt 

das Jahr 2026 mit einem Gefühl, 

das viele Menschen im Freistaat 

teilen: dem leisen Kampf zwi-

schen Hoffnung und wachsen-

der Angst. Vater Martin arbeitet 

im Maschinenbau, Anne in einer 

Kita, während die Zwillinge im 

Nachbardorf zur Schule gehen. 

Urlaube, kleine Träume und 

ein Stück Unbeschwertheit sind 

längst verloren. Mit der neuen 

CO2-Bepreisung zieht nun ein 

weiterer Schatten über das ohne-

hin enge Haushaltsbudget.

Ab 2026 wird Energie teurer, 

weil Emissionszertifikate verstei-

gert werden und der Preis nicht 

mehr planbar ist. In einer Zeit, 

in der Gas durch die EU-Sank-

tionen gegen Russland ohnehin 

massiv verteuert wurde, fühlen 

sich Menschen wie die Neu-

manns dieser Entwicklung aus-

geliefert – als könnten sie nur 

noch zusehen, wie die Rechnun-

gen Monat für Monat steigen.

Ihr unsaniertes Haus aus DDR-

Zeiten verliert im Winter viel 

Wärme. Jeder zusätzliche Euro 

für Gas schmerzt. 30 bis 50 Euro 

mehr im Monat: Für manche 

kaum spürbar, für die Neu-

manns ein tiefer Einschnitt. 

Wenn abends das Haushalts-

buch geöffnet wird, friert nicht 

nur das Haus – es friert auch die 

Zuversicht.

Auch auf Martins Arbeitsweg 

wird die Luft dünner. Sein al-

ter Kombi ist unverzichtbar, 

denn öffentlicher Nahverkehr 

ist unzuverlässig und nicht auf 

Schichtzeiten abgestimmt. Je-

der Cent mehr an der Zapfsäule 

lastet schwer. Im Supermarkt in 

Apolda setzen sich die Sorgen 

fort: Brot, Fleisch, Gemüse – fast 

alles wird teurer. Dinge, die vie-

le inzwischen seltener kaufen, 

nicht aus Verzicht, sondern aus 

Not.

Hinzu kommt die Angst um den 

Arbeitsplatz. Steigende Arbeits-

losigkeit, Kurzarbeit und Ver-

lagerungspläne verunsichern 

viele. Für Martin Neumann sind 

das keine Statistiken, sondern 

die reale Sorge, den Boden unter 

den Füßen zu verlieren.

Währenddessen feiert sich die 

Brombeerkoalition im Thürin-

ger Landtag für ihren Haushalt. 

Geld für Migranten und ideo-

logische Projekte ist da, Initiati-

ven zur Entlastung der eigenen 

Bevölkerung werden abgelehnt. 

Viele blicken nun auf 2029. 

Dann wird neu gewählt. Dann 

gibt es die Chance zur Abrech-

nung. Martin Neumann sagt 

offen:

»Ich wähle den Höcke und die 

AfD. Für uns hier ist das die letz-

te Chance. Sonst geht bald das 

Licht aus.«

Die Energiewende hat großen 

Schaden angerichtet. Die CO2-

Bepreisung trifft Familien und 

Betriebe zugleich – jene, die 

einfach nur leben und arbeiten 

wollen. Familie Neumann bleibt 

die Hoffnung, dass diese Lasten 

nicht für immer bleiben – und 

Thüringen wieder durchatmen 

kann.

Der CO2-Hammer:

Armut 
mit Ansage

Die Deindustrialisierung Thü-
ringens ist längst keine abs-
trakte Gefahr mehr, sondern 

in den Werkshallen des Freistaats Re-
alität. Immer mehr Betriebe geraten 
ins Wanken, weil die Produktionskos-
ten schneller steigen als die Erträge. 
Vor allem die Energiepreise treiben 
Unternehmen an die Belastungs-
grenze. Deutschland hat inzwischen 
die höchsten Industriestrompreise 
Europas – verursacht durch Netzent-
gelte, Abgaben, Stromsteuern und 
die national eingeführte CO2-Beprei-
sung. Diese wurde ab 2019 unter 
Angela Merkel beschlossen und spä-
ter durch die Ampelregierung wei-
ter erhöht. Zusätzlich verteuern die 
EU-Sanktionen gegen Russland die 

Gaspreise, was energieintensive In-
dustrien besonders hart trifft. 
In Thüringen zeigen konkrete Bei-
spiele, wie ernst die Lage ist. Beim 
Automobilzulieferer Neumayer Tek-
for in Schmölln stehen rund 380 
Arbeitsplätze auf dem Spiel. Offiziell 
ist von »wirtschaftlichen Schwierig-
keiten« die Rede, tatsächlich belas-
ten explodierende Energiepreise, 
steigender CO2-Druck und internatio-
nale Konkurrenz, die deutlich güns-
tiger produziert. Auch ContiTech be-
gründet geplante Verlagerungen mit 
massivem Kostendruck. Tätigkeiten 
sollen ins Ausland gehen, weil die 
Produktion in Deutschland und gera-
de an Thüringer Standorten zu teuer 
geworden ist. Der Leichtmetallgießer 

AE Group in Gerstungen musste nach 
jahrelangem Ringen Ende 2025 end-
gültig schließen. Selbst Hochtechno-
logiebetriebe wie Schott in Jena ha-
ben Teile ihrer Fertigung ins Ausland 
verlagert. Die Zukunft des Musashi-
Werks in Leinefelde bleibt ebenfalls 
ungewiss: Die Zerspanung wurde 
bereits geschlossen, Produktionska-
pazitäten und Arbeitsplätze gehen 
verloren.
Diese Fälle ergeben ein bedrohliches 
Gesamtbild. Schließt ein Unterneh-
men oder wandert ab, trifft das nicht 
nur die Belegschaft, sondern ganze 
Wertschöpfungsketten. Zulieferer, 
Logistik, Handwerk und Dienstleister 
hängen unmittelbar an diesen Betrie-
ben. Jede Verlagerung reißt Lücken in 

kommunale Haushalte und das so-
ziale Gefüge ganzer Regionen. Thü-
ringen droht zum Brennpunkt einer 
Deindustrialisierung zu werden, die 
sich bundesweit abzeichnet.
Die Ursachen sind offensichtlich: 
politisch verteuerte Energie, hohe 
Abgaben, regulatorische Lasten und 
Bürokratie. Während andere Länder 
Energie absichern oder subventionie-
ren, werden deutsche Betriebe weiter 
belastet. Die Thüringer Brombeer-
koalition schaut dieser Entwicklung 
weitgehend tatenlos zu – konkrete 
Entlastungsinitiativen bleiben aus. So 
steht nicht weniger als die industriel-
le Basis Thüringens auf dem Spiel. 

Deindustrialisierung in Thüringen
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Ab Januar 2026 verteuert die neue CO2-Bepreisung alle fossilen Energieträger spürbar. Der 
Strompreis stieg bereits von 24,1 (2010) auf 30,8 ct/kWh (2020). Gas verteuerte sich bis 2025 auf 
bis zu 12,1 ct/kWh. Diesel kletterte von 1,21 € (2010) auf 1,63 € (2025). Für einen 4-Personen-Haus-
halt bedeutet das 300 bis 600 € Mehrkosten pro Jahr – je nach Verbrauch und Wärmebedarf.

(Quelle ADAC, tradingeconomics, Statistisches Bundesamt) 

Energiepreisexplosion der letzten 15 Jahre
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»Antifa Ost«

In Thüringen gehegt,
unter dem sogenannten
»Verfassungsschutz-Chef«
und Linksextremisten
Kramer gediehen

D er Brandanschlag 

auf das Stromnetz 

Berlins durch die 

»Vulkangruppe« war kein »ra-

dikaler Ausreißer«. Er war ein 

weiteres Glied in einer langen 

Kette linksextremer Gewalt, die 

sich selbstbewusst auf den Be-

griff »Antifaschismus« beruft – 

und daraus einen Freibrief für 

Zerstörung, Einschüchterung 

und körperliche Gewalt ableitet. 

Wer diese Realität weiterhin ver-

harmlost, macht sich mitschul-

dig.

Während Autos brennen, Men-

schen brutal zusammenge-

schlagen und politische Gegner 

systematisch bedroht werden, 

applaudieren linke Netzwerke 

in Universitäten und anderswo 

offen den Aufrufen zu tödlicher 

Gewalt gegen sogenannte »Fa-

schisten«. Das alles geschieht 

nicht im Verborgenen, sondern 

mitten in der Gesellschaft – oft 

unter den Augen staatlicher In-

stitutionen, die lieber wegsehen 

als eingreifen.

Antifaschismus – 

ein politischer Kampfbegriff

Der Antifaschismus, auf den 

sich die heutige Antifa beruft, 

ist keine moralische Selbstver-

ständlichkeit, sondern ein ideo-

logischer Kampfbegriff mit au-

toritärer Tradition. Schon die 

KPD nutzte ihn in der Weimarer 

Republik nicht zur Verteidigung 

der Demokratie, sondern zur 

Delegitimierung des politischen 

Gegners und zur Vorbereitung 

der Systemüberwindung. In der 

DDR wurde Antifaschismus zur 

Staatsreligion – er rechtfertig-

te Mauerbau, Repression und 

Schießbefehl.

Diese Logik lebt fort: Wer den 

Kapitalismus pauschal als Vor-

stufe des Faschismus definiert, 

erklärt jeden politischen Gegner 

zum potenziellen Feind. Ge-

walt wird so nicht nur erlaubt, 

sondern moralisch aufgewertet. 

Antifaschismus wird zur Waffe.

Gewalt ist kein Betriebs- 

unfall, sondern Programm

Spätestens dort, wo Linksex–

tremisten offen vom »Straßen-

kampf«, von »Kommandoaktio-

nen« und vom Töten politischer 

Gegner sprechen – und dafür 

Beifall erhalten –, endet jede 

Ausrede.  Folgendes Beispiel soll 

zeigen, wie Linksextremismus 

und Politik mitunter Hand in 

Hand gehen: Im Jänner 2014 

wurde der aus Jena stammende 

Josef S. nach Protesten in Wien 

gegen den Akademikerball we-

gen Landfriedensbruch, Sach-

beschädigung und Körperver-

letzung rechtskräftig zu zwölf 

Monaten Haft verurteilt. Unmit-

telbar danach verlieh ihm der 

damalige Jenaer Oberbürger-

meister Albrecht Schröter den 

»13. Preis für Zivilcourage«. Die 

Auszeichnung erfolgte trotz sei-

ner Inhaftierung. Da Josef S. zu 

diesem Zeitpunkt im Gefängnis 

saß, nahm seine Schwester den 

Preis stellvertretend entgegen.

Die »Antifa Ost«: Links- 

terrorismus mit System

Die sogenannte »Antifa Ost« 

(»Hammerbande«) steht exem-

plarisch für die neue Qualität 

linker Gewalt. Die Überfälle von 

Eisenach, Leipzig, Budapest und 

anderswo waren keine sponta-

nen Eskalationen, sondern das 

Ergebnis planvoller, arbeitstei-

liger Organisation. Das Ober-

landesgericht Dresden stellte 

ein bundesweit vernetztes Ge-

flecht fest, das gezielt Menschen 

attackierte, die es zu politischen 

Feinden erklärt hatte.

Rund 20 Verdächtige sind unter-

getaucht. Wer hier noch von 

»diffusen Strukturen« spricht, 

verweigert sich bewusst der Re-

alität. Die Parallelen zur RAF 

sind unübersehbar – nur dass 

man diesmal aus politischer Be-

quemlichkeit lieber schweigt.

Eine Spur der Verwüstung – 

und staatliche 

Komplizenschaft

Von den Krawallen in Berlin und 

Hamburg über den G20-Gipfel 

bis zu Brandanschlägen und An-

griffen auf Parteibüros zieht sich 

eine klare Linie. Alleine im Jahr 

2024 kam es zu 69 registrierten 

Angriffen auf Wahlkreisbüros 

der AfD in Thüringen. Gewalt 

ist integraler Bestandteil auto-

nomer Antifa-Strategie. Erschüt-

ternd ist dabei nicht nur die Bru-

talität der Täter, sondern auch 

die Reaktion der Politik.

Denn während Polizei und Jus-

tiz mühsam ermitteln, fließen 

Steuergelder in Projekte, die 

Solidarität mit mutmaßlichen 

Gewalttätern propagieren. Pro-

gramme wie »Demokratie le-

ben!« oder kommunale Förde-

rungen schaffen Schutzräume, 

in denen sich Radikalisierung, 

Vernetzung und Nachwuchsre-

krutierung ungestört entfalten 

können. Der Staat finanziert 

damit indirekt jene Milieus, aus 

denen der nächste Anschlag her-

vorgeht.

International erkannt –  

national verdrängt

Andere Länder haben die Zei-

chen erkannt. Die USA, Ungarn 

und weitere Staaten stufen Anti-

fa-Strukturen inzwischen als ter-

roristische Organisationen ein. 

In Deutschland hingegen domi-

niert politische Feigheit. Man 

klammert sich an das Märchen 

von der »harmlosen Jugend-

kultur«, während linksextreme 

Netzwerke längst grenzüber-

schreitend agieren.

Schluss mit dem  

blinden Fleck

Der deutsche Rechtsstaat steht 

an einem Scheideweg. Entwe-

der er wendet Recht konsequent 

gegen jede Form politischer 

Gewalt an – oder er akzeptiert 

einen linken Gewaltkomplex, 

solange dieser sich antifaschis-

tisch etikettiert. Ein Verbot klar 

identifizierbarer, gewaltbereiter 

Antifa-Strukturen wäre kein An-

griff auf demokratische Werte, 

sondern deren Verteidigung.

Wer Gewalt duldet, um die De-

mokratie zu schützen, zerstört 

sie. Wer wegschaut, macht den 

Mob stärker. Der Rechtsstaat hat 

alle Instrumente in der Hand. 

Was fehlt, ist der Mut, sie endlich 

einzusetzen.

Brandanschlag auf das AfD-Wahlkampffahrzeug am 19.10.2019 in Artern / Unstrut

AfD-Fraktion fordert
Antifa-Verbot! 

         Sehen Sie 
hierzu 

die Rede:
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Windindustriewahnsinn        
          stoppen!

D as Windenergieflä-

chenbedarfsgesetz 

schreibt den Bun-

desländern verbindliche Flä-

chenziele für den Ausbau der 

Windindustrie vor. In Thüringen 

sollen bis Ende 2032 insgesamt 

2,2 Prozent der Landesfläche aus-

gewiesen werden – faktisch eine 

Opferung von rund 35.600 Hek-

tar für diese volatile und hoch-

subventionierte Form der Ener-

gieerzeugung, von der vor allem 

Windkraftlobbyisten profitieren.

Die zuständigen Regionalen 

Planungsgemeinschaften setzen 

diese Flächenziele derzeit um. 

Hinzu kommt, dass Bund und 

EU weitreichende Beschleuni-

gungsverfahren für den Ausbau 

der Windenergie auf den Weg 

gebracht haben. Im Sommer 

2025 wurde ein umfassendes 

»Beschleunigungspaket« im 

Bundesrat verabschiedet – auch 

mit den Stimmen der Thüringer 

Landesregierung.

Wie stellt sich die Situation im 

Thüringer Parlament dar? Die 

AfD-Fraktion tritt seit langem mit 

Initiativen dafür ein, den Windin-

dustriewahnsinn zu stoppen. So 

haben wir einen Gesetzentwurf 

eingebracht, der den vollständi-

gen Rückbau von Windenergie-

anlagen einschließlich ihrer Fun-

damente über die Bauordnung 

regeln sollte. Zudem sollte ver-

bindlich festgelegt werden, dass 

die Betreiber die finanziellen Mit-

tel für diesen vollständigen Rück-

bau nachweisen müssen.

Darüber hinaus brachten wir 

einen Antrag zur Abschaffung 

des genannten Windenergie-

flächenbedarfsgesetzes in den 

Landtag ein. Beide Initiativen 

wurden von allen übrigen Frak-

tionen abgelehnt. Dennoch hat 

die AfD gewirkt: Nachdem wir 

die Debatte im Parlament ange-

stoßen hatten, sah sich die Lan-

desregierung veranlasst, tätig zu 

werden, wenn auch bislang un-

zureichend.

Im November 2025 brachten die 

Regierungsfraktionen von CDU, 

BSW und SPD jedoch einen Ge-

setzentwurf in den Landtag ein, 

in dessen Folge die Landesforst-

anstalt die Möglichkeit erhalten 

soll, durch Geschäfte mit der 

Windindustrie auf Staatsforst-

flächen Einnahmen zu erzielen. 

Dies widerspricht aus unserer 

Sicht nicht nur dem Waldgesetz 

und den Schutzfunktionen des 

Waldes, sondern auch klaren 

Wahlversprechen – insbesonde-

re der CDU – vor der Landtags-

wahl im September 2024.

Die Landesforstanstalt muss sich 

auf die Wiederbewaldung kon-

zentrieren und soll nicht dazu 

gedrängt werden, als Betreiber 

oder durch die Verpachtung von 

Waldflächen den Bau von Wind-

energieanlagen im Wald zu er-

möglichen. Der Wald ist kein 

Industriegebiet. Er ist Ökosystem, 

Rückzugsraum, Erholungsort 

und ein zentraler Baustein für 

den Tourismus in Thüringen.

Selbstverständlich ist der Wald 

zur nachhaltigen Bewirtschaf-

tung bestimmt. Der Bau und der 

Betrieb von Windindustrieanla-

gen jedoch zerstören den Wald 

dauerhaft. Nach Bekanntwerden 

dieses Vorhabens erreichten zahl-

reiche Zuschriften die Abgeord-

neten des Landtags und die Lan-

desregierung. Zudem fand eine 

Demonstration mehrerer Bürger-

initiativen vor dem Landtag statt.

Doch Vernunft und Verantwor-

tung gegenüber dem Natur-

schutz setzten sich leider nicht 

durch. Das Gesetz wurde in der 

letzten Plenarsitzung des Jahres 

2025 mit den Stimmen der Frak-

tionen von CDU, BSW, SPD und 

der Linken beschlossen. Die 

AfD-Fraktion stimmte dagegen.

Mit diesem Gesetz wird der Aus-

bau der Windenergie im Wald 

aufgrund des zunehmenden 

Ökonomisierungsdrucks auch 

im Privat- und Kommunalwald 

weiter forciert. Das wird gravie-

rende Folgen für die Umwelt 

und insbesondere für den länd-

lichen Raum haben.

Wir geben jedoch nicht auf, denn 

der Schutz unserer Natur- und 

Kulturlandschaft liegt uns am 

Herzen. Der Ausbau der Wind-

industrie geht mit erheblichen 

Eingriffen in die Umwelt, zuneh-

mender Flächenversiegelung, 

Gefahren für die heimische Fau-

na und einer nachhaltigen Be-

einträchtigung des Landschafts-

bildes einher. Wer das Grüne 

Herz Deutschlands schützen 

will, muss sich der Windindus

trie entgegenstellen.

Um mit Ihnen darüber ins Ge-

spräch zu kommen, werden wir 

auch im Jahr 2026 Veranstaltun-

gen zur sogenannten Energie-

wende durchführen und freuen 

uns, Sie dort begrüßen zu dürfen.

Nadine Hoffmann

W
INDKRAFTINDUSTRIE STOPP

EN
!

Unsere Natur- und
Kulturlandschaften schützen

Größenvergleich:

So groß 
          sind die 
Windkraftanlagen

       Gesetzentwurf zur 
Aufhebung des Thüringer 

Klimagesetzes:

Neue, monströse Windkraftanlagen vor Sankt Bernhard im Landkreis Hildburghausen.



Gewalt an Schulen

Interview
mit Denny
Jankowski

Herr Jankowski, die AfD-Frak-

tion hat vor einigen Wochen 

das Portal »Schulgewalt« auf 

den Weg gebracht. Was hat es 

damit auf sich?

Die Lage an den Schulen – nicht 

nur in Thüringen – hat sich in 

den letzten Jahren dramatisch 

verändert. Das erfährt man nur 

selten aus den Medien, wir hören 

es aber oft von Eltern oder den 

Schülern selbst an unseren Info-

ständen: Gewalt und Mobbing 

haben stark zugenommen. Wir 

reden hier nicht von eher harm-

losen Schulhofrangeleien oder 

Sticheleien, sondern über eine 

ganz andere Dimension: von tat-

sächlichen Straftaten wie Körper-

verletzung oder Eigentumsdelik-

ten, die inzwischen sogar in der 

Polizeilichen Kriminalstatistik 

erfasst werden müssen, weil sie 

nicht mehr als »Bagatellen« ab-

getan werden können. 

Wir mussten feststellen, dass we-

der die vorherige Landesregie-

rung noch die »Brombeerkoali-

tion« das Problem wirklich ernst 

nahmen. Gewalt und Mobbing 

beginnen jedoch bereits unter-

halb der Strafbarkeit: Wenn sich 

etwa Schüler zu Gruppen zu-

sammenschließen, um einzelne 

Kinder und Jugendliche zu be-

drohen oder zu beleidigen. Opfer 

dieser Übergriffe gehen morgens 

schon mit Angst aus dem Haus. 

Aus unseren Bürgergesprächen 

haben wir eine recht genaue Vor-

stellung davon, was in den Thü-

ringer Schulen passiert, aber wir 

brauchen belastbare Daten. Nur 

wer durch ungeschönte Statisti-

ken die Realität an den Schulen 

zur Kenntnis nimmt, kann sinn-

volle Maßnahmen entwickeln.

Warum engagiert sich die Lan-

desregierung nicht stärker 

für die Sicherheit an unseren 

Schulen? 

Man möchte keine Tabuthe-

men anpacken. Die Zunahme 

von Gewalt hat klare Ursachen 

und ist auf politisches Versagen 

zurückzuführen: eine verfehlte 

Migrations- und eine planlose 

Inklusionspolitik. Lehrer wur-

den nach und nach zu Lernbe-

gleitern degradiert, die keine 

ordnende Autorität mehr aus-

üben dürfen und oftmals auch 

nicht angehört werden. Der 

Schein der »toleranten, bunten 

Schule« soll um jeden Preis ge-

wahrt werden. 

Unkontrollierte Einwande-

rung aus arabisch-muslimi-

schen Ländern wirkt sich auch 

auf unsere Schulen aus. In den 

Städten kann oft nur noch eine 

Minderheit der Schüler dem 

deutschsprachigen Unterricht 

folgen. Junge Migranten finden 

dominantes Auftreten auf dem 

Schulhof »cool« und fechten 

nicht selten auch religiöse Kon-

flikte vor Ort aus. 

Welche Maßnahmen schlägt 

die AfD-Fraktion vor? Was tau-

gen die bereits bestehenden 

Präventionskonzepte? 

Es gibt eine einfache Frage, die 

wir uns ehrlich stellen müssen: 

Wenn die bisherigen Konzepte 

wirken würden – warum stei-

gen die Gewalttaten an unseren 

Schulen dann seit Jahren an? 

Diese Konzepte beruhigen viel-

leicht das eigene Gewissen, sie 

lösen aber keine Probleme.

Stattdessen müssen wir die Ri-

sikofaktoren für Gewalt an 

Schulen verringern. Dazu ge-

hört, Kinder ohne ausreichende 

Deutschkenntnisse nicht in die 

regulären Schulklassen zu setzen. 

Wir brauchen Vorschaltklassen 

mit dem Schwerpunkt Sprach-

förderung. Nur wer ausreichende 
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Vom 28. Februar bis 8. März 2026 auf der Erfurter Messe in Halle 1 — natürlich rechts oben!

Alle weiteren
    Informationen:
https://afd-thl.de/thueringenausstellung2026

Deutschkenntnisse besitzt, darf 

in die regulären Schulklassen 

überwechseln. Alles andere führt 

nur zu Frust, Konflikten und Ge-

walt. Gerade an den Schulen mit 

den höchsten Migrationsantei-

len haben wir auch die meisten 

Gewalttaten.

Des Weiteren dürfen gewaltaffi-

ne und aggressive Schüler nicht 

länger die gesamte Klasse terro-

risieren und den Schulfrieden 

stören. Sie gehören in Förder-

schulen mit dem Schwerpunkt 

Verhaltensauffälligkeiten und 

Aggressivität. Dort gibt es spe-

zialisiertes Personal, welches auf 

den Umgang mit ihnen geschult 

ist und helfen kann. 

Ganz wichtig: Lehrer und Direk-

toren brauchen endlich verlässli-

chen Rückhalt der Politik. Lehrer 

müssen wirksame Ordnungs-

maßnahmen gegenüber gewalt-

tätigen Schülern verhängen 

können. Und vor allem muss gel-

ten: Wer einen Lehrer angreift, 

begeht keinen Streich, sondern 

eine Straftat – und die muss auto-

matisch angezeigt werden.

Herr Jankowski, wir danken 

Ihnen für das Gespräch! 


